
§ G
Zur Entwicklung und Ausbildung von Bauingenieuren 

und Architekten hat das Ministerium für Aufbau an den 
ihm unterstellten Bauingenieurschulen und an der Hoch­
schule für Architekten in Weimar die Ausbildung so zu 
organisieren, daß die durch den Fünf jahrplan geforderte 
Bereitstellung von Fachkräften gedeckt wird.

Die Qualifizierung der aus Arbeiter- und Bauemkrei- 
sen kommenden Studenten sowie der Aktivisten des 
Bauwesens ist sicherzustellen. Die bei der Hochschule 
für Architektur in Weimar gebildete Arbeiter- und Bau- 
emfakultät ist beschleunigt auf- und auszubauen.

II. Planung und Bestätigung

§ 7
Für die Planung und den Aufbau der Städte sind die 

vom Ministerrat der Deutschen Demokratischen Re­
publik am 27. Juli 1950 beschlossenen „Grundsätze des 
Städtebaues" zu Grunde zu legen.

§ 8
Die städtebildenden Faktoren (Industrie, Verwaltungs­

organe und Kulturstätten von überörtlicher Bedeutung) 
sowie die aus ihnen folgende Bevölkerungszahl und 
Größe des Stadtgebietes werden auf Vorschlag des Mini­
steriums für Planung von der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik beschlossen.

Das Ministerium für Planung hat zuvor die Fachmini­
sterien, die Landesregierung und den Rat der Stadt zu 
hören und, falls eine Übereinstimmung mit diesen nicht 
erreicht wird, deren Stellungnahme der Vorlage beizu­
fügen.

§ 9
Nach Festlegung der städtebildenden Faktoren und 

unter Zugrundelegung der Grundsätze des Städtebaues 
entwickelt der Rat der Stadt folgende Pläne:

1. Den Flächennutzungsplan, der als Perspektivplan in 
großen Umrissen die Abgrenzung des Stadtzentrums, 
der historisch gewordenen Bezirke und der städti­
schen Bebauung die Verteilung der Wohn- und In­
dustriegebiete und der Grünflächen sowie die allge­
meine Anlage des Versorgungs- und Verkehrs­
netzes bestimmt.

2. den Stadtbebauungsplan, der auf Grund des Flächen­
nutzungsplanes die wichtigen Plätze und Straßen, 
die wichtigsten Gebäude und die Versorgungs- und 
Verkehrsanlagen festlegt.

3. den Aufbauplan, der die einzelnen Bauvorhaben der 
Volkswirtscfaaftspläne und jedes Jahresabschnittes 
enthält,

4. die Teilbebauungspläne.

§ 10
Die Aufbaupläne der Städte haben im Einklang mit 

dem Fünfjahrplan und seinen Jahresabschnitten zu 
stehen.

§ И
Flächennutzungspläne und Stadtbebauungspläne wer­

den! über die Landesregierung dem Ministerium für Auf­
bau zur Begutachtung zugeleitet und von ihm der Re­
gierung der Deutschen Demokratischen Republik zur Be­
stätigung vorgelegt.

Aufbaupläne werden über die Landesregierung dem 
Ministerium für Aufbau zur Bestätigung vorgelegt.

Teilbebauungspläne werden von den Hauptabteilungen 
Aufbau der Länder dem Ministerium für Aufbau zur 
Bestätigung vorgelegt.

§ 12
Für den Aufbau der Städte nach den fortschrittlichen 

Erkenntnissen der Wissenschaft, Technik und Kunst sind 
die besten Fachkräfte des Städtebaues und der Architek­
tur heranzuziehen.

Zur Entwicklung des Städtebaues und der Architektur 
werden das Institut für Städtebau und Hochbau beim 
Ministerium für Aufbau und das Institut für Bauwesen 
bei der Deutschen Akademie der Wissenschaften zur „Deut­
schen Bauakademie“ zusammengefaßt und dem Minister 
für Aufbau unterstellt.

§ 13
Beim Minister für Aufbau werden ein Beirat für 

Städtebau und ein Beirat für Architektur gebildet, deren 
Zusammensetzung auf Vorschlag des Ministers für Auf­
bau von der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik beschlossen wird.

III. Aufbaugebiete

§ 14
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­

blik kann Städte, Kreise und Gemeinden oder Teile 
hiervon zu Aufbaugebieten erklären.

Die Erklärung zum Aufbaugebiet bewirkt, daß in die­
sem Gebiet eine Inanspruchnahme von bebauten und 
unbebauten Grundstücken für den Aufbau und eine da­
mit verbundene dauernde oder-zeitweilige Beschränkung 
oder Entziehung des Eigentums und anderer Rechte er­
folgen kann.

Die Entschädigung erfolgt nach gesetzlichen Bestim­
mungen.

IV. Schlußbestimmungen

§ 15
Das Ministerium für Aufbau wird im Einvernehmen mit 

dem Ministerium des Innern beauftragt, eine Ver­
ordnung über die staatliche Bauaufsicht und eine Bau­
ordnung für das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik, auszuarbeiten und der Regierung zur Beschluß­
fassung vorzulegen.

§ 16
Durchführungsbestimmungen erläßt das Ministerium 

für Aufbau dm Einvernehmen mit dem Ministerium füt 
Planung und den zuständigen Fachministerien.

§ 17
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung 

in Kraft. Gleichzeitig treten alle diesem Gesetz entge­
genstehenden Gesetze und Verordnungen außer Kraft.

1 Anlage

Berlin, den 25. August 1950
gez. O. G r o t e w o h l  

Ministerpräsident
Behandelt; 19. Sitzung, (6. September 1950)

Beschluß: angenommen in Verbindung mit Drudesache Nr. 127

Anlage zu Drucksache Nr. 126

Grundsätze des Städtebaues
Die Stadtplanung und die architektonische Gestaltung 

unserer Städte müssen der gesellschaftlichen Ordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik, den fortschritt­
lichen Traditionen unseres deutschen Volkes sowie den 
großen Zielen, die dem Aufbau ganz Deutschlands ge­
stellt sind, Ausdruck verleihen. Dem dienen die folgen­
den Grundsätze:
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